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Dr. Michael Schmidt-Salomon (Giordano-Bruno-Stiftung)
Der blinde Fleck des deutschen Rechtssystems

Über die Missachtung des Gebots der weltanschaulichen Neutralität1

„Nichts  ist beständiger als der Wandel.“2

Darwins berühmtes Wort trifft, soweit wir
wissen, auf alle Phänomene im Universum
zu, es gilt sowohl für lebende als auch für
tote Materie, für den Aufstieg und Unter-
gang biologischer Arten wie menschlicher
Zivilisationen – und es gilt nicht zuletzt
auch für die weltanschauliche Verfasstheit
moderner Gesellschaften.
In Deutschland sind wir in den letzten Jahr-
zehnten Zeugen eines historisch einmali-
gen Säkularisierungs- und Pluralisierungs-
prozesses geworden. Die empirischen Da-
ten, die die Forschungsgruppe Weltan-
schauungen in Deutschland (fowid) vor-
gelegt hat,3  sprechen in diesem Zusam-
menhang eine deutliche Sprache: Von 1870
bis 1970 war Deutschland noch eine weit-
gehend homogene christliche Gesellschaft,
in der über 90 Prozent der Bevölkerung
entweder der katholischen oder der evan-
gelischen Kirche angehörten. Tatsächlich
ging der Anteil der Kirchenmitglieder auf
dem Gebiet der Bundesrepublik innerhalb
von 100 Jahren nur um magere 6 Prozent-
punkte zurück, von 98,6 Prozent im Jahr
1871 über 95 Prozent im Jahr 1939 (also
in der Hochphase des Nationalsozialis-
mus!) auf 93,6 Prozent im Mai 1970.
Danach aber, in den letzten knapp 50 Jah-
ren, sind die weltanschaulichen Verhält-
nisse gewaltig ins Wanken geraten: Der
Anteil der Katholiken und Protestanten ist
seither um fast 40 Prozentpunkte ge-
schrumpft – von 93,6 Prozent im Jahr
1970 auf 55 Prozent im Jahr 2016. Gleich-
zeitig hat sich der Bevölkerungsanteil der
konfessionsfreien Menschen nahezu ver-

zehnfacht, nämlich von 3,9 Prozent im Jahr
1970 auf 36,2 Prozent Ende 20164  – und
dieser Effekt ist keineswegs maßgeblich
auf die Wiedervereinigung mit dem „gott-
losen Osten“ zurückzuführen, der den An-
teil der Konfessionsfreien in Gesamt-
deutschland gerade einmal um etwa 10
Prozentpunkte erhöht hat.
Mit einem Bevölkerungsanteil von über 36
Prozent leben heute deutlich mehr kon-
fessionsfreie Menschen in Deutschland als
Katholiken (28,5 Prozent) oder Protestan-
ten (26,5 Prozent).5  Hinzu kommen noch
rund 4,9 Prozent konfessionsgebundene
Muslime sowie 3,9 Prozent Mitglieder
sonstiger Religionsgemeinschaften (u.a.
der orthodoxen Kirchen, der Freikirchen,
des Judentums, des Hinduismus und Bud-
dhismus). Man sieht: Die Zivilgesellschaft
ist im historischen Vergleich sehr viel he-
terogener geworden – doch im deutschen
Rechtssystem ist der gewaltige weltan-
schauliche Wandel, der in den letzten Jahr-
zehnten stattgefunden hat, bislang kaum
angekommen.
Gewiss: Es hat die „Große Strafrechtsre-
form“ gegeben, in deren Zuge einige christ-
liche Sittlichkeitsvorstellungen aus dem
Strafgesetzbuch entfernt wurden, etwa der
alte Kuppelei-Paragraph 180 StGB. Spä-
ter wurde auch der christlich inspirierte
Anti-Schwulenparagraph 175 StGB ge-
strichen und seit Oktober 2017 dürfen
homosexuelle Menschen in Deutschland
endlich auch offiziell heiraten (Gesetz zur
Einführung des Rechts auf Eheschlie-
ßung für Personen gleichen Geschlechts
vom 20.7.2017).
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Doch so erfreulich diese Entwicklungen
sind, sie überdecken keineswegs die Tat-
sache, dass sich das deutsche Rechtssys-
tem noch immer in einer bedenklichen
weltanschaulichen Schieflage befindet. Je
genauer man hinschaut, desto klarer zeigt
sich nämlich, dass viele Gesetze des Staa-
tes noch immer auf christlichen Überzeu-
gungen beruhen. Noch immer bestimmen
sie das Leben der Bürgerinnen und Bür-
ger von der Wiege bis zur Bahre, ja so-
gar darüber hinaus, nämlich vom Embryo-
nenschutz bis zum Friedhofszwang.
In der historischen Betrachtung ist dieser
christliche Bias verständlich. Denn viele
Rechtsnormen sind in einer Zeit entstan-
den, in der die überwältigende Mehrheit
der Deutschen noch christlichen Vorstel-
lungen anhing. Vor dem homogenen Hin-
tergrund einer christlich geprägten Gesell-
schaft fiel den meisten Rechtsexpertinnen
und -experten offenbar gar nicht auf, dass
weder die Gesetze des Staates noch ihre
juristische Auslegung dem Gebot der welt-
anschaulichen Neutralität genügten. Daher
spreche ich in diesem Zusammenhang auch
von einem „blinden Fleck des deutschen
Rechtssystems“, der wohl erst jetzt im
Kontrast zu einer weitgehend säkularisier-
ten, entchristlichten, weltanschaulich
pluralen Gesellschaft als solcher erkannt
– und, wie ich hoffe, auch korrigiert –
werden kann.
Hierzu ist es allerdings notwendig, das
deutsche Rechtssystem unter dem Blick-
winkel des Neutralitätsgebots auf den
Prüfstand zu stellen – was eine wahre Her-
kulesaufgabe ist, die viele unterschiedli-
che Rechtsgebiete betrifft. Schon allein
die Nennung der unzähligen Gesetze und
Verordnungen, die gegen das Gebot der
weltanschaulichen Neutralität verstoßen,
würde den Rahmen dieses Beitrags spren-

gen. Im nachfolgenden Überblick konzen-
triere ich mich daher auf einige wenige
Beispiele, die anhand des Lebenszyklus
eines Menschen strukturiert sind.6  Auf
diese Weise möchte ich illustrieren, dass
wir buchstäblich lebenslänglich von Rechts-
normen begleitet werden, die weltanschau-
lich nicht neutral gehalten sind.
Bevor wir mit unserer kleinen „Rechts-
Expedition von der Wiege bis zur Bahre“
beginnen, noch eine kurze rechtsphiloso-
phische Anmerkung, die mir wichtig zu
sein scheint, um die Problematik der nach-
folgend behandelten gesetzlichen Bestim-
mungen korrekt einzuschätzen. Hierzu
sollte man wissen:

1. Im liberalen Rechtsstaat ist nicht die
Freiheit der Bürgerinnen und Bürger be-
gründungsbedürftig, sondern jegliche
Einschränkung ihrer Freiheit. 2. Der
Gesetzgeber darf nur dann in bürgerliche
Freiheiten eingreifen, wenn er hierfür eine
rationale, evidenzbasierte, weltanschau-
lich neutrale Begründung vorlegen kann.7

„Rational“ heißt dabei, dass die Einzel-
norm rechtsdogmatisch widerspruchsfrei
aus der Verfassung abgeleitet werden
kann, „evidenzbasiert“ meint, dass der
Gesetzgeber die empirischen Fakten be-
rücksichtigt hat, die einem juristischen
Sachverhalt zugrunde liegen, und „welt-
anschaulich neutral“ bedeutet, dass der
Staat keine religiösen oder weltanschauli-
chen Positionen privilegieren oder diskri-
minieren darf, da dies nicht nur gegen das
Diskriminierungsverbot der Verfassung
(Art. 3 Abs. 3 GG), sondern sogar gegen
das oberste Verfassungsgebot, nämlich
den Schutz der Menschenwürde (Art. 1
Abs. 1 GG), verstoßen würde. Denn: Die
Würde des Einzelnen ist dadurch be-
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stimmt, dass der Einzelne über seine Wür-
de bestimmt – nicht etwa der Staat oder
eine wie auch immer geartete Religions-
oder Weltanschauungsgemeinschaft.

Teil 1: Von der Wiege bis zur Bahre
(und darüber hinaus) – Lebensprakti-
sche Folgen der Missachtung des Neu-
tralitätsgebotes

1. Vor der Geburt
Wenn wir die fundamentalen Kriterien ei-
ner rationalen, evidenzbasierten und welt-
anschaulich neutralen Begründung an die
deutschen Bestimmungen zum Embryonen-
schutz (ESchG) und Schwangerschafts-
abbruch (§§ 218-219b StGB) anlegen,
zeigt sich schnell, dass diese einer kriti-
schen Prüfung nicht standhalten können.
Denn sie verstoßen erstens gegen funda-
mentale Grundrechte, ignorieren zweitens
die empirische Faktenlage und verpflich-
ten drittens alle Bürgerinnen und Bürger
auf die Wertehaltungen einer religiösen
Minderheit, was dem weltanschaulich neu-
tralen Staat zwingend verboten ist.
Diese dreifache Verfehlung der deutschen
Gesetze zum Embryonenschutz und Schwan-
gerschaftsabbruch zeigt sich besonders
deutlich an der Formulierung von § 219
StGB (Beratung der Schwangeren in ei-
ner Not- und Konfliktlage). Denn dieser
Paragraph offenbart wie kaum ein ande-
rer die weltanschaulich-religiösen Grund-
lagen, auf denen die jeweiligen Strafbe-
stimmungen beruhen. So heißt es in § 219
Abs. 1 StGB zum Ziel der „Schwanger-
schaftskonfliktberatung“, es müsse der
Frau bewusst sein, „dass das Ungebore-
ne in jedem Stadium der Schwangerschaft
auch ihr gegenüber ein eigenes Recht auf
Leben hat und dass deshalb nach der
Rechtsordnung ein Schwangerschaftsab-

bruch nur in Ausnahmesituationen in Be-
tracht kommen kann, wenn der Frau durch
das Austragen des Kindes eine Belastung
erwächst, die so schwer und außerge-
wöhnlich ist, dass sie die zumutbare Op-
fergrenze übersteigt.“
Diese Formulierung, die, wie gesagt, den
Kerngedanken der deutschen Gesetzge-
bung zum Embryonenschutz und Schwan-
gerschaftsabbruch offenbart, enthält eini-
ge schwerwiegende Defizite. Denn der
Staat maßt sich hier an, die „zumutbare
Opfergrenze“ für die betroffenen Frauen
festzulegen, wobei er als Anwalt des „un-
geborenen Lebens“ keinerlei Differenzie-
rungen zwischen empfindungsunfähigen
Embryonen und potenziell leidensfähigen
Föten vornimmt, sondern unzulässig gene-
ralisierend von einem „Kind“ spricht, das
angeblich „in jedem Stadium der Schwan-
gerschaft“, also ab der Einnistung der
befruchteten Eizelle, „ein eigenes Recht
auf Leben hat“, welches gegen das Selbst-
bestimmungsrecht der Frau ins Feld ge-
führt wird.
Was ist dazu aus einer rationalen, evidenz-
basierten, weltanschaulich neutralen Per-
spektive zu sagen, sprich: aus jener Per-
spektive, die der Gesetzgeber eigentlich
einnehmen müsste? Zunächst einmal ist
klar, dass das menschliche Leben biolo-
gisch mit der Verschmelzung von Samen-
und Eizelle beginnt. Ebenso klar ist aber
auch, dass wir es zu diesem Zeitpunkt
keineswegs mit menschlichen Personen
im empirischen Sinne zu tun haben. Denn
unter „Personen“ verstehen wir „Lebewe-
sen mit Ich-Bewusstsein“ und einer zumin-
dest rudimentären Fähigkeit zur „Antizi-
pation der Zukunft“, woraus sich ihr „per-
sonales Lebensinteresse“ speist, worauf
juristisch wiederum ihr „Recht auf Leben“
gründet.
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Über solche personalen Eigenschaften
verfügen Embryonen selbstverständlich
nicht.8  Embryonen sind nicht einmal lei-
densfähig, sie haben daher auch keinerlei
„Interessen“, die in einem Konflikt ethisch
oder gar juristisch berücksichtigt werden
könnten. Erst mit der 20. Schwanger-
schaftswoche beginnt die Entwicklung der
Großhirnrinde, so dass wir es ab einer
bestimmten Entwicklungsstufe des Fötus
(nicht des Embryos!) mit einem empfin-
dungsfähigen Lebewesen zu tun haben,
dessen „Interessen“ zu beachten sind.
Allerdings sind auch Föten weder empi-
rische Personen mit Ich-Bewusstsein noch
Rechtspersonen mit eigenen Rechtsinteres-
sen. Allgemein akzeptiert ist die Regelung,
Individuen ab ihrer Geburt als Rechts-
personen zu betrachten. Zwar ist auch der
Säugling noch keine Person mit Ich-Be-
wusstsein, aber die Geburt bildet eine sinn-
volle „natürliche Grenze“, um dem Indi-
viduum personale Rechte einzuräumen.
Dies entspricht auch Artikel 1 der UN-
Menschenrechtserklärung, in der es heißt,
dass alle Menschen „frei und gleich an
Würde und Rechten geboren“ sind. Aus
gutem Grund steht hier nicht, dass sie mit
Würde und Rechten „gezeugt“ sind! Die
Behauptung einiger „Lebensschützer“, die
Menschenrechte würden bereits für Em-
bryonen gelten, ist also widersinnig.
Der Gesetzgeber kann zwar mit rationa-
len, evidenzbasierten, weltanschaulich neu-
tralen Gründen verfügen, dass Spätab-
treibungen nur in Ausnahmefällen zuläs-
sig sind, um entwickelten Föten Leid zu
ersparen. Derartige Gründe liegen jedoch
nicht vor, wenn der Staat bewusstseins-
und empfindungsunfähigen Embryonen
„ein eigenes Recht auf Leben“ einräumt
und dieses vermeintliche „Recht“ gegen
die Selbstbestimmungsrechte der Frau-

en ausspielt. Der zugrundeliegende empi-
rische, ethische und rechtsphilosophische
Sachverhalt ist in dieser Hinsicht klar und
eindeutig zu fassen. Gegenteilige Auffas-
sungen beruhen auf spezifischen religiös-
weltanschaulichen Vorannahmen, etwa auf
dem erst 1869 (!) verkündeten Dogma der
„Simultanbeseelung“. Solche „Beseelungs-
konzepte“ sind zwar denkmöglich, aber
sie sind weder rational noch evidenz-
basiert noch weltanschaulich neutral –
weshalb sie vom Gesetzgeber unter gar
keinen Umständen herangezogen werden
dürfen, um bürgerliche Freiheiten einzu-
schränken!
Damit ist selbstverständlich auch § 219a
StGB (Werbung für den Abbruch der
Schwangerschaft) obsolet, der derzeit
wieder in der Debatte ist, weil die Gießener
Ärztin Kristina Hänel auf Basis dieses Pa-
ragraphen erstinstanzlich verurteilt wur-
de, nachdem sie auf ihrer Website Infor-
mationen zum Schwangerschaftsabbruch
bereitgestellt hatte.9  Mit welcher Begrün-
dung auch sollte ein liberaler Rechtsstaat
frei zugängliche, öffentliche Informationen
über entsprechende ärztliche Angebote
unter Strafe stellen?! Tatsächlich ist die-
ser alte „Lebensborn-Paragraph“ 219a
StGB aus der Zeit des Nationalsozialis-
mus nur ein weiterer Beleg für die juris-
tisch unbegründete und somit verfas-
sungswidrige Schikane des Staates ge-
genüber Frauen, die eine freie, selbstbe-
stimmte Entscheidung treffen wollen.10

Zudem verlangt § 219a StGB nichts an-
deres als einen bewussten Verstoß gegen
die ärztliche Informationspflicht (§ 630c,
§ 630e BGB), mit der eigentlich die Selbst-
bestimmungsrechte der Patientinnen und
Patienten gestärkt werden sollen.
Bei genauerer Betrachtung zeigt sich, dass
Kristina Hänel zwar mutmaßlich gegen eine
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juristische Einzelnorm verstoßen hat, aber
beim besten Willen nichts getan hat, wo-
für man sie in einem liberalen Verfassungs-
staat rechtmäßig bestrafen könnte. Im Ge-
genteil: Sie ist ihrem beruflichen Ethos ge-
folgt, das nun einmal verlangt, Patientin-
nen vollumfänglich aufzuklären.11  Genau
dies, und nichts anderes, sollte man von
einer verantwortungsbewussten Ärztin er-
warten!
Um den Skandal der geltenden Gesetzge-
bung richtig einschätzen zu können, ist es
hilfreich, sich zwei weitere Aspekte des
Themas ins Bewusstsein zu rufen, die in
der öffentlichen Debatte meist unter den
Tisch fallen.
Punkt eins: Etwa die Hälfte der befruch-
teten Eizellen geht spontan wieder ab, was
nur in knapp 20 Prozent der Fälle über-
haupt bemerkt wird. Was, so muss man
sich doch fragen, ist angesichts dieser
Häufigkeit des natürlichen Aborts von
einem Gesetzgeber zu halten, der die Fol-
gen des künstlichen Aborts, also des
Schwangerschaftsabbruchs, derart dra-
matisiert, dass er den betroffenen Frauen
eine „zumutbare Opfergrenze“ abverlangt?!
(Christliche „Lebensschützer“, die sich für
die Ausdehnung dieser „Opfergrenze“ ein-
setzen, sollten in diesem Zusammenhang
vielleicht einmal die religiösen Konzepte
überdenken, auf die sie sich berufen. Denn
kann man wirklich ernsthaft an einen „Gott“
glauben, der jeder befruchteten Eizelle zu-
nächst eine „ewige Seele“ einhaucht, um
sie gleich darauf bei der Hälfte der Em-
bryonen wieder „auszuhauchen“? Immer-
hin müsste man einem solchen „Gott“
nicht nur ein erstaunliches Maß an Unent-
schlossenheit zuschreiben, er wäre auch
der mit Abstand „größte Abtreibungsarzt
aller Zeiten“!)

Punkt zwei: Es lohnt sich, die obskure
Begründung anzuschauen, die im 19. Jahr-
hundert zur Dogmatisierung des christli-
chen Konzepts der „Simultanbeseelung“,
also des „Eingießens des Geistes“ im Mo-
ment der Befruchtung, geführt hat. Zuvor
waren Theologen, Bischöfe und Päpste
über Jahrhunderte hinweg von der alter-
nativen Konzeption der „Sukzessivbe-
seelung“ ausgegangen, wonach die „See-
le“ des Menschen erst am Ende des drit-
ten Schwangerschaftsmonats voll ausge-
bildet ist, so dass Abtreibungen bis zu die-
sem Zeitpunkt religiös legitimiert werden
konnten.
1854 jedoch verkündete Papst Pius IX.
das Dogma der „Unbefleckten Emp-
fängnis Mariens“, woraufhin er offenkun-
dig sehr unter dem Gedanken litt, dass
die angeblich „sündenfrei“ empfangene
Gottesmutter jemals „vernunft- und seelen-
lose Materie“ gewesen sein könnte. Also
erhob Pius IX. im Jahre 1869 zu Ehren
der „Heiligen Jungfrau Maria“ die „Simul-
tanbeseelung“ zur verbindlichen „Glau-
bens-Wahrheit“ – eine Entscheidung, über
die man schmunzeln könnte, würde sie
nicht noch heute die Gesetze des säkula-
ren Staates bestimmen!
Dies wurde im Jahr 2011 deutlich, als der
Deutsche Bundestag über die Zulässigkeit
der Präimplantationsdiagnostik (PID)
beriet. Hierzu hatte die Ethikkommission
der Giordano-Bruno-Stiftung ein umfas-
sendes Gutachten erstellt, das für eine
weitreichende Zulassung der PID plädier-
te.12  Auf das Gutachten, das an sämtli-
che Bundestagsabgeordnete verschickt
wurde, erhielten wir zahlreiche Reaktio-
nen, die zeigten, dass viele Parlamentarier
die PID aus rein religiösen Gründen, näm-
lich unter Berufung auf das sogenannte
„christliche Menschenbild“ ablehnten.
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Offenkundig war diesen hochrangigen
Vertreterinnen und Vertretern der deut-
schen Politik überhaupt nicht bewusst,
dass ihr privater Glaube an „beseelte Em-
bryonen im Reagenzglas“ beim besten
Willen kein Grund sein kann, um anders-
denkenden Menschen das Recht zu ver-
wehren, mithilfe von PID die Chancen auf
ein gesundes Kind zu erhöhen.
Fakt ist: Das deutsche Embryonenschutz-
gesetz, in das 2011 die Bestimmungen zur
PID aufgenommen wurden (§ 3a ESchG),
ist in seiner heutigen Fassung alles andere
als weltanschaulich neutral. Es verstößt
aus religiösen, d.h. nicht verallgemeine-
rungsfähigen und somit verfassungswid-
rigen Gründen gegen die Interessen vieler
Bürgerinnen und Bürger – vor allem ge-
gen die Interessen von Frauen, die auf
künstliche Befruchtung angewiesen sind
und ohne die Möglichkeit der PID einer
sehr viel höheren Gefahr ausgesetzt sind,
Fehlgeburten zu erleiden oder ein krankes
Kind auszutragen. Es verstößt aber auch
gegen die Interessen schwerstkranker Men-
schen, die durch das im ESchG veran-
kerte Verbot der Verwendung embryona-
ler Stammzellen zu therapeutischen Zwe-
cken deutlich geringere Chancen auf Hei-
lung haben.
Überhaupt nicht betroffen sind kurioser-
weise diejenigen, die angeblich im Zent-
rum des Embryonenschutzgesetzes ste-
hen, nämlich die Embryonen selbst, da
sie keinerlei Interessen haben, die in ir-
gendeiner Weise geschädigt werden könn-
ten. (Die beliebte Argumentationsweise,
von seinem erwachsenen Ich aus darauf
zu schließen, dass man als Embryo ein
Interesse am eigenen Überleben gehabt
hätte, beruht auf einem Denkfehler. Denn
es ist klar: Hätte meine Mutter „mich“ als
Embryo abgetrieben, wäre dies für „mich“

kein Problem gewesen, da dieses „Ich“,
das Probleme hätte haben können, gar
nicht erst entstanden wäre.)
An dieser Stelle ließe sich allenfalls (aber
auch das ist keineswegs unproblematisch!)
eine „indirekte Interessenverletzung“ kon-
struieren, nämlich für den Fall, dass aus
einem genetisch geschädigten Embryo
ein Individuum hervorgegangen ist, wel-
ches seine eigene Nichtexistenz einem Le-
ben mit extremen Schmerzen und Behin-
derungen vorziehen würde. Tatsächlich
gab es in der Vergangenheit bereits einige
solcher „Wrongful-life“-Prozesse, bei de-
nen die Betroffenen Schadensersatz da-
für einklagten, mit ihren schweren Behin-
derungen und Krankheiten überhaupt das
Licht der Welt erblickt zu haben.13  Wie
man solche Klagen ethisch und juristisch
beurteilen sollte, ist eine äußerst komple-
xe Frage, deren Beantwortung den Rah-
men dieser Abhandlung sprengen würde.

2. Nach der Geburt
„Lasset die Kinder zu mir kommen!“,
heißt es im Neuen Testament.14  Aber nicht
nur das Christentum legt allergrößten Wert
darauf, den Nachwuchs frühzeitig zu be-
einflussen, in den allermeisten Religionen
ist es üblich, die Kinder kurz nach ihrer
Geburt durch ein entsprechendes Initiati-
onsritual in die Glaubensgemeinschaft auf-
zunehmen. Diese Initiationsrituale können
auf den ersten Blick harmlos sein wie die
christliche Säuglingstaufe, sie können aber
auch den Tatbestand der Körperverlet-
zung (§ 223 StGB) erfüllen wie die im
Judentum und Islam verbreitete, sowohl
schmerzvolle als auch folgenreiche Am-
putation der Penisvorhaut.
Bekanntlich hat der Deutsche Bundestag
diese besondere Form der religiös beding-
ten Körperverletzung und nachhaltigen
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Kindesschädigung mithilfe des § 1631d
BGB (Beschneidung des männlichen Kin-
des) ausdrücklich legalisiert. Von seinem
Wortlaut her ist dieser Paragraph zwar
weltanschaulich neutral gehalten, sein In-
halt ist aber religiöser Natur – und er wäre
ohne den massiven Druck der Religions-
gemeinschaften wohl auch niemals zustan-
de gekommen. Das zeigt der Blick auf
seine Entstehungsgeschichte im Nachgang
zum Urteil des Kölner Landgerichts vom
7.5.2012 (Az. 151 Ns 169/11).
In der Konsequenz haben wir nun einen
Paragraphen in der deutschen Rechtsord-
nung, der schon auf den ersten Blick ge-
gen fundamentale Grundrechte verstößt –
und zwar nicht nur gegen das Recht auf
körperliche Unversehrtheit (Art. 2 GG),
sondern auch gegen die Gleichberechti-
gung von Mann und Frau (Art. 3 GG),
ist doch die Genitalverstümmelung bei
Mädchen nach § 226a StGB (Verstümme-
lung weiblicher Genitalien) strengstens
verboten, bei Jungen jedoch nach § 1631d
BGB ausdrücklich erlaubt! Da zu diesem
Thema bereits viel Substanzielles ge-
schrieben wurde,15  kann ich an dieser
Stelle auf eine ausführlichere Erörterung
verzichten.
Beschäftigen wir uns stattdessen mit den
indirekten, nicht-körperlichen Folgen reli-
giöser Initiationsrituale. Wie gesagt: Das
Ritual der Säuglingstaufe ist vergleichs-
weise harmlos (schließlich laufen die Ge-
tauften nicht ein Leben lang mit nassen
Haaren herum), aber das bedeutet keines-
wegs, dass die Taufe nicht doch bemer-
kenswerte Langzeitfolgen nach sich zie-
hen würde. Denn kaum ist das Weihwas-
ser auf dem Kopf des Säuglings gelan-
det, schon ist er oder sie Mitglied nicht
bloß einer Glaubens-, sondern auch ei-
ner Steuergemeinschaft – und zwar selbst

dann, wenn die betreffende Person nach
der Taufe niemals wieder eine Kirche be-
tritt, ja sogar, wenn ihr persönlich über-
haupt nicht bekannt ist, dass sie jemals
getauft wurde.
Welch absonderliche Blüten dies treiben
kann, zeigt ein Fall, den das Institut für
Weltanschauungsrecht (ifw) derzeit be-
treut.16

Frau X wurde 1953 kurz nach ihrer Geburt in
der DDR getauft. Ihre Eltern traten wenige Jah-
re später aus der Kirche aus, worüber aber zu-
hause offenkundig nicht gesprochen wurde, so-
dass Frau X keinerlei Kenntnis von ihrer Taufe
hatte. Sie verstand sich selbst als konfessionslos
und wurde so auch über Jahrzehnte in den amt-
lichen Unterlagen geführt. 2011 jedoch übersand-
te ihr die Kirchensteuerstelle beim Finanzamt
Prenzlauer Berg (Berlin) einen Fragebogen zur
Feststellung der Zugehörigkeit zu einer öffent-
lich-rechtlichen Religionsgemeinschaft.
Die Kirchensteuerstelle berief sich dabei auf die
§§ 88, 90 AO, wonach die „Finanzbehörde“ den
Sachverhalt „von Amts wegen ermitteln“ muss
und die Steuerzahler „zur Mitwirkung bei der Er-
mittlung verpflichtet“ sind. Nachdem Frau X den
Fragebogen ausgefüllt und damit auch ihren Ge-
burtsort verraten hatte, entdeckte die Kirchen-
steuerstelle im dortigen Taufregister, was Frau X
nicht für möglich gehalten hatte, nämlich dass sie
seit ihren Säuglingstagen Mitglied der Evangeli-
schen Kirche ist. Folglich wurde sie trotz ihrer
Kirchenferne von Amts wegen zur Zahlung der
Kirchensteuer herangezogen.

Der Fall von Frau X zeigt sehr deutlich,
wie weit die Verquickung von Staat und
Kirche trotz des in der Verfassung veran-
kerten Trennungsgebotes gehen kann. Bei
genauerer Betrachtung ist der Staat hier
nämlich in die Rolle eines Erfüllungsge-
hilfen zur Durchsetzung eines letztlich sit-
tenwidrigen Vertrages geschlüpft. Wes-
halb „sittenwidrig“? Ganz einfach: Weil die
Taufe eines Säuglings beim besten Willen
kein wirksames Rechtsgeschäft begrün-
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den kann, aus dem Jahrzehnte später fi-
nanzielle Verbindlichkeiten entstehen.
Als Mindestvoraussetzung für eine rechts-
wirksame Heranziehung zur Kirchen-
steuer (solange eine solche überhaupt er-
hoben wird) sollte die sogenannte „Voll-
endung des Taufvertrags“ im Zuge der
Firmung oder Konfirmation gelten. Der
Vorteil einer solchen Regelung wäre, dass
die Betroffenen in diesem Alter bereits re-
ligionsmündig (§ 5 KErzG) und zumin-
dest beschränkt geschäftsfähig (§ 106
BGB) sind. Würden die Firmlinge und Kon-
firmanden in diesem Zusammenhang nicht
bloß über die vermeintliche „Auferstehung“
des Gekreuzigten, sondern auch über die
steuerlichen Verpflichtungen aufgeklärt
werden, die aus der Vollendung des reli-
giösen Initiationsrituals erwachsen, stün-
de der Entstehung eines rechtswirksamen
Vertrages prinzipiell nichts im Wege.
Umgekehrt hieße dies aber auch: Unter-
bleibt die Firmung oder Konfirmation, also
die individuelle Bestätigung und Vollen-
dung des Taufvertrags im religionsmün-
digen Alter, so sollte der Staat von einer
Störung der Geschäftsgrundlage (§ 313
BGB) und der Hinfälligkeit der nicht au-
tonom beschlossenen, allein durch den
Willen der Eltern bestimmten Kirchenmit-
gliedschaft ausgehen. Würde der Staat
diese am gängigen Vertragsrecht orientier-
ten Regelungen berücksichtigen, so wäre
Frau X niemals zur Kirchensteuer heran-
gezogen worden.17

Allerdings hätte eine solche Rechtspraxis
zur Folge, dass die Kirchen (aus staatli-
cher Sicht) viele ihrer Mitglieder verlieren
würden. Im Erzbistum Köln beispielswei-
se wird nur noch die Hälfte der Getauften
später gefirmt.18  Von daher ist es verständ-
lich, dass die Kirchen kein sonderliches
Interesse verspüren, die bestehenden Kir-

chensteuerbestimmungen zu verändern.
Für den deutschen Staat allerdings ist es
ein Armutszeugnis, dass er die sonst gül-
tigen Vertragsregeln außer Kraft setzt, so-
bald es um die finanziellen Belange der
Kirchen geht.

3. In der Schule
Aus rechtsstaatlicher Sicht gibt es katho-
lische, protestantische, sunnitische oder
schiitische Kinder ebenso wenig wie christ-
demokratische, sozialdemokratische, grü-
ne oder liberale Kinder. Es gibt nur Kin-
der, deren Eltern entsprechende weltan-
schauliche oder politische Präferenzen
aufweisen.19  Zwar haben die Eltern das
Recht, ihre jeweiligen religiösen und poli-
tischen Überzeugungen in der Erziehung
ihrer Kinder zum Ausdruck zu bringen,
das heißt jedoch nicht, dass der weltan-
schaulich neutrale Staat derartige Perspek-
tivverengungen aktiv unterstützen sollte.
Im Gegenteil: Wie das Bundesverwaltungs-
gericht in einem Urteil aus dem Jahr 2013
darlegte, wird das elterliche Erziehungs-
recht „durch die Eigenständigkeit der staat-
lichen Wirkungsbefugnisse im Schulbe-
reich relativiert“, was sich aus der „Bedeu-
tung der Schule für die Entfaltung der Le-
benschancen der nachwachsenden Gene-
ration und für den Zusammenhalt der Ge-
sellschaft“ erklärt (BVerwG 6 C 12.12,
21).
Dies verlangt, dass der Staat den Heran-
wachsenden Zugang zu Wissensquellen
ermöglicht, die ihnen in ihrem familiären
Umfeld möglicherweise verschlossen sind.
Denn Kinder haben ein Anrecht darauf,
ihre eigene Sicht der Dinge entwickeln
zu können, ohne dabei von vornherein
ideologisch in eine bestimmte Richtung ge-
drängt zu werden. Auf politischem Ge-
biet wird dies kaum angezweifelt. So käme
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wohl niemand auf den Gedanken, den Kin-
dern von CDU-Wählern einen speziellen
CDU-Unterricht und den Kindern von
SPD-Wählern einen speziellen SPD-Un-
terricht anzubieten. Auf religiösem Gebiet
werden derartige Manipulationen jedoch
weithin akzeptiert, so dass die Schülerin-
nen und Schüler ausgerechnet bei der Be-
handlung der „großen Fragen des Lebens“
in einer künstlichen Filterblase gehalten
werden und mit rationalen, evidenzbasier-
ten, weltanschaulich neutralen Argumen-
ten kaum in Berührung kommen.
Die Verteidiger des konfessionellen Be-
kenntnisunterrichts berufen sich in diesem
Zusammenhang gerne auf Art. 7 GG, wo
es heißt, dass der Religionsunterricht in
den öffentlichen Schulen „ordentliches
Lehrfach“ ist. Dabei ignorieren sie jedoch
den bemerkenswerten Einschub des Verfas-
sungstextes „mit Ausnahme der bekennt-
nisfreien Schulen“. Fakt ist: „Bekenntnis-
freie“ öffentliche Schulen müssten laut
Verfassung keinen Religionsunterricht an-
bieten und könnten all die wichtigen Fra-
gen über Gott und die Welt, die Entste-
hung des Universums und den Sinn des
Lebens so behandeln, wie man es von ei-
ner öffentlichen Schule eigentlich erwar-
ten sollte, nämlich weltanschaulich neu-
tral, rational und evidenzbasiert.
Aber leider gibt es in ganz Deutschland
keine einzige Schule dieser Art. Schaut
man sich die Schulgesetze der Länder an,
so fällt auf, dass diese (mit Ausnahme von
Bremen, Berlin und Brandenburg, die sich
auf die sogenannte „Bremer Klausel“ be-
rufen) den Religionsunterricht als „ordent-
liches Lehrfach“ definieren und die Ver-
antwortung für diesen Unterricht den Re-
ligionsgemeinschaften überlassen. Die im
Grundgesetz verankerte Möglichkeit der
Schaffung „bekenntnisfreier, öffentlicher

Schulen“ wird in den Regelwerken der
Länder nicht erwähnt – was allerdings auch
nicht verwunderlich ist, wenn man sich die
Präambeln der jeweiligen Schulgesetze
anschaut.
So wird etwa im Schulgesetz von NRW
die „Ehrfurcht vor Gott“ als staatliches
Lernziel festgeschrieben (§ 2 SchulG), in
Baden-Württemberg soll der staatliche Bil-
dungsauftrag „in Verantwortung vor Gott,
im Geiste christlicher Nächstenliebe“ (§ 2
SchG) erfolgen, und im bayerischen Schul-
gesetz lauten die erstgenannten Bildungs-
ziele nicht ohne Grund „Ehrfurcht vor
Gott“ und „Achtung vor religiöser Über-
zeugung“ (Art. 1 BayEUG). Dass Bund
und Länder für ein seriöses, nicht-manipu-
latives, d.h. weltanschaulich neutrales,
rationales und evidenzbasiertes Bil-
dungssystem sorgen müssten, haben die
Bildungspolitiker/innen dieses Staates of-
fenkundig noch immer nicht begriffen.

4. Im Berufsleben
Die größten nicht-staatlichen Arbeitgeber
Deutschlands sind nicht Volkswagen oder
Siemens, sondern die beiden christlichen
Amtskirchen mit ihren mächtigen Sozial-
institutionen Caritas und Diakonie, die et-
wa 1,3 Millionen Arbeitnehmer beschäfti-
gen und dabei einen deutlich höheren In-
landsumsatz erzielen als die meisten deut-
schen Großkonzerne.20  Obgleich die Kir-
chen für viele ihrer Einrichtungen, etwa für
ihre Krankenhäuser oder Altenheime, kei-
nen einzigen Cent selbst aufbringen müs-
sen,21  haben sie die volle Kontrolle über
diese Institutionen – und zwar in einem
Ausmaß, der auf deutschem Boden ein-
malig ist.22

Denn dank § 118 Abs. 2 BetrVG sind die
Religionsgemeinschaften von den Bestim-
mungen des Betriebsverfassungsgesetzes
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befreit, welche eine verfassungskonforme
Behandlung der Mitarbeiter/innen garan-
tieren sollen. Dies hat zur Folge, dass die
Kirchen in öffentlich finanzierten Einrich-
tungen fundamentale Grundrechte ihrer
Beschäftigten straflos missachten dürfen,
u.a. die freie Entfaltung der Persönlich-
keit (Art. 2 Abs. 1 GG), die Religions-
freiheit (Art 4 Abs. 1 GG), das Recht auf
freie Meinungsäußerung (Art. 5 Abs. 1
GG) sowie das Streikrecht und das Recht
auf die Bildung von Gewerkschaften (Art.
9 Abs. 3 GG).
Tatsächlich können die Kirchen ihre An-
gestellten noch immer in einem erstaunli-
chem Maß weltanschaulich diskriminieren,
obgleich dies sowohl gegen Art. 3 GG
als auch gegen Art. 21 der Charta der
Grundrechte der Europäischen Union
verstößt. Für einen homosexuellen, wie-
derverheirateten, konfessionsfreien oder
nichtchristlichen Menschen, der auf dem
Gebiet der Medizin, der Pflege, der The-
rapie oder der Erziehung tätig ist, bedeu-
tet dies eine beträchtliche Einbuße seiner
Karrierechancen, obgleich der Bereich der
Wohlfahrtspflege wie kaum ein anderer
Wirtschaftssektor öffentlich finanziert wird
und daher eigentlich auch in besonderem
Maße öffentlich kontrolliert und staatlich
geschützt werden sollte.
Dass diese staatliche Schutzfunktion bis-
lang kaum ernstgenommen wird, erkennt
man schon an der Missachtung fundamen-
taler Datenschutzbestimmungen im religiö-
sen Bereich. So verstößt die gängige Re-
gelung, die Kirchensteuer vom Arbeitge-
ber einziehen zu lassen, diametral gegen
Art. 140 GG i. V. m. Art. 136 der Wei-
marer Verfassung, wonach niemand ver-
pflichtet ist, seine religiöse Überzeugung
zu offenbaren. Aus diesem Grund wäre
wohl keine demokratische Regierung je auf

den Gedanken gekommen, die Konfessi-
onszugehörigkeit auf der Lohnsteuerkar-
te einzutragen. Kein Wunder also, dass
es sich hierbei um eine Erfindung der Na-
tionalsozialisten aus dem Jahr 1934 han-
delt, die nach dem 2. Weltkrieg mit Segen
der Kirchen von der Bundesrepublik
Deutschland übernommen wurde und die
tragischerweise bis zum heutigen Tage gilt,
was meines Erachtens kein besonders
vorteilhaftes Licht auf die Verfassungs-
treue der staatlichen Organe wirft.
Ohnehin werden die in Art. 140 GG auf-
genommenen Bestimmungen der Weima-
rer Verfassung zugunsten der Kirchen ger-
ne ignoriert. So wurden die Staatsleistun-
gen an die Kirchen 99 Jahre nach dem
expliziten Auftrag in Artikel 138 der Wei-
marer Verfassung noch immer nicht ab-
gelöst (wir „feiern“ 2019 also 100 Jahre
Verfassungsbruch!), was zur Folge hat,
dass homosexuelle, wiederverheiratete, kon-
fessionsfreie oder nichtchristliche Men-
schen mit ihren Steuergeldern ausgerech-
net jene Institutionen mitfinanzieren müs-
sen, die homosexuelle, wiederverheirate-
te, konfessionsfreie oder nichtchristliche
Menschen diskriminieren.
Und damit nicht genug: Die Monopolkom-
mission der Bundesregierung hat bereits
vor 20 Jahren in ihrem Zwölften Haupt-
gutachten eine entschiedene Neustruktu-
rierung der Wohlfahrtspflege gefordert, da
es in diesem Bereich kartellartige Abspra-
chen zwischen dem Staat und den Wohl-
fahrtsverbänden gibt, die für die Leistungs-
empfänger mit schwerwiegenden Nachtei-
len verbunden sind.23  Das Gutachten ver-
schwand damals bemerkenswert schnell im
Giftschrank der Politik, obgleich die Mo-
nopolkommission die fundamentale Schief-
lage des milliardenschweren Wohlfahrts-
marktes zu Recht angeprangert hatte.24
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Dies wird besonders deutlich, wenn man
die Marktmacht der konfessionellen Ver-
bände in den Blick nimmt: Innerhalb der
freien Wohlfahrtspflege sind nämlich 88
Prozent aller Krankenhausbetten, 74,3
Prozent der Jugendhilfe-, 58,3 Prozent der
Altenhilfe- und 68,7 Prozent der Behinder-
tenplätze in konfessioneller Hand.25  In vie-
len ländlichen Regionen gibt es keinerlei
Alternativen zu Caritas und Diakonie, was
dazu führt, das religionsfreie Menschen
ausgerechnet in den besonders schwierigen
Phasen ihres Lebens auf die Unterstützung
von Institutionen angewiesen sind, denen
sie möglicherweise zutiefst misstrauen.
Man denke nur an die vielen Tausend
Heimkinder, die in konfessionellen Einrich-
tungen missbraucht oder misshandelt wur-
den – und nun befürchten müssen, ihre
letzten Jahre in einem konfessionellen Al-
tersheim zu verbringen. (Frage am Rande:
Wäre ein anderer, nicht-konfessioneller
Träger, der sich derart kolossaler Verbre-
chen schuldig gemacht hätte, heute noch
auf dem Gebiet der Jugendhilfe tätig?!)
Schwierig ist unter derartigen Bedingun-
gen auch die durch Art. 12 GG garantier-
te freie Berufswahl, denn in der sogenann-
ten „freien Wohlfahrtspflege“ stellen Ca-
ritas und Diakonie sage und schreibe 97,1
Prozent aller Ausbildungs- und Fortbil-
dungsplätze!26  Konfessionsfreie Menschen,
beispielsweise angehende Hebammen, ha-
ben hier schlechte Karten, weshalb viele
von ihnen in die Kirche eintreten, um ei-
nen Ausbildungsplatz oder Job zu ergat-
tern. Die Zahl der Menschen, die in dieser
Weise zwangskonfessionalisiert sind, d.h.
nicht aus religiöser Überzeugung, sondern
aus sozio-ökonomischen Zwängen Kir-
chenmitglieder geworden oder geblieben
sind, dürfte in Deutschland in die Hun-
derttausende gehen.27  Allein dies zeigt schon,

wie weit wir noch immer von einem welt-
anschaulich neutralen Staat entfernt sind.
Denn ein Staat, der sich tatsächlich als
„Heimstatt aller Bürger“ begreift (BVerf-
GE 19, 206), dürfte niemanden in die Not-
situation bringen, zwischen dem Grund-
recht auf Weltanschauungsfreiheit und
dem Grundrecht auf freie Berufswahl ent-
scheiden zu müssen.

5. Im Sterben
In Art. 1 des deutschen Grundgesetzes
heißt es: „Die Würde des Menschen ist
unantastbar. Sie zu achten und zu schüt-
zen ist Verpflichtung aller staatlichen Ge-
walt.“ In den nachfolgenden Artikeln des
Grundgesetzes tauchen zwar einige Ele-
mente auf, die den Begriff der Menschen-
würde inhaltlich aufladen, dennoch bleibt
dieser für das Staatswesen zentrale Be-
griff merkwürdig unbestimmt. Dies hat al-
lerdings einen guten Grund, denn der Be-
griff der Menschenwürde kann nicht für
alle Bürgerinnen und Bürger verbindlich
definiert werden, da er im höchsten Maße
mit dem Selbstbestimmungsrecht des In-
dividuums verknüpft ist. Ich habe den
entscheidenden Satz dazu bereits in der
Einleitung formuliert: Die Würde des Ein-
zelnen ist dadurch bestimmt, dass der
Einzelne über seine Würde bestimmt –
nicht etwa der Staat oder eine wie auch
immer geartete Religions- oder Weltan-
schauungsgemeinschaft.
Vor diesem Hintergrund muss der liberale
Rechtsstaat peinlich genau darauf achten,
dass seine Gesetze die Pluralität der Würde-
definitionen seiner Bürgerinnen und Bür-
ger hinreichend berücksichtigen. Und dies
gilt selbstverständlich auch für die letzte
Phase des menschlichen Lebens, den Pro-
zess des Sterbens. Hier muss der Staat
es einem strenggläubigen Katholiken er-
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möglichen, den Überzeugungen von Papst
Johannes Paul II. zu folgen, der meinte,
dass „Selbstmord“ ebenso „unannehm-
bar“ sei wie „Mord“. Er muss es aber
auch einem Anhänger der Philosophie
Friedrich Nietzsches erlauben, „frei zum
Tode und frei im Tode“ zu sein.28

Zwischen der Ächtung des Suizids bei Jo-
hannes Paul II. und der Ächtung des na-
türlichen Todes bei Nietzsche gibt es ein
breites Spektrum an unterschiedlichen welt-
anschaulich geprägten Wertehaltungen,
über die seit Jahrhunderten gestritten wird.
An diesem Streit darf sich selbstverständ-
lich jedes Mitglied der Zivilgesellschaft be-
teiligen, der liberale Rechtsstaat muss sich
dabei jedoch zurückhalten. Auf gar kei-
nen Fall darf er sich – wie dies 2015 bei
der Verabschiedung des „Sterbehilfever-
hinderungsgesetzes“ § 217 StGB (Ge-
schäftsmäßige Förderung der Selbsttö-
tung) geschehen ist – zum Anwalt einer
spezifischen, nämlich christlichen Weltan-
schauung machen und deren Werte zur
allgemeinverbindlichen Norm erheben.
Ich bin auf die vielschichtige Problematik
von § 217 StGB in einer ausführlichen
Stellungnahme eingegangen, die im Namen
der Giordano-Bruno-Stiftung zum aktuel-
len Verfassungsgerichtsverfahren in Karls-
ruhe eingereicht wurde. Daher mag es hier
genügen, das abschließende Fazit der Stel-
lungnahme zu zitieren: „Ein Gesetz, das
fundamentale Grundrechte der Bürgerin-
nen und Bürger zugunsten eines staatlichen
Paternalismus aushebelt, das schwerst-
kranken Menschen ihre Würde raubt, sie
katastrophalen Risiken ausliefert und ih-
nen die letzte Chance auf Selbstbestim-
mung nimmt, das den Erfordernissen ei-
ner rationalen Rechtsbegründung zuwider-
läuft und in drastischer Weise gegen das
Prinzip der weltanschaulichen Neutralität

des Staates verstößt, das Ärzten mit emp-
findlichen Strafen droht, wenn sie ihren
Patienten in deren schwersten Stunden zur
Seite stehen, das nicht zuletzt auch gegen
das klare Votum einer überwältigenden
Bevölkerungsmehrheit gerichtet ist und
stattdessen den Partikularinteressen einer
kleinen, jedoch einflussreichen Lobby-
gruppe folgt, kann und darf in einem mo-
dernen, liberalen Rechtsstaat keinen Be-
stand haben!“29  Man darf gespannt sein,
ob die Richterinnen und Richter in Karls-
ruhe für derartige Argumente bereits auf-
geschlossen sind…

6. Nach dem Tod
Ich möchte unsere kleine Reise durch die
verschiedenen Lebensstadien mit einer
Kuriosität beenden, die zeigt, dass man
sich den religiös gefärbten Gesetzen in
Deutschland nicht einmal durch den eige-
nen Tod entziehen kann. Denn in Deutsch-
land herrscht Friedhofszwang. In keinem
Bundesland dürfen die Angehörigen über
die Asche ihrer Verstorbenen frei verfü-
gen, wie dies in vielen nichteuropäischen
Ländern, aber auch in der Schweiz, in den
Niederlanden oder in Tschechien möglich
ist. Immerhin: In Bremen existiert seit dem
1. Januar 2015 eine Ausnahmeregelung, die
es erlaubt, die Asche eines Verstorbenen
auf einem Privatgrundstück zu verstreu-
en, sofern der Verstorbene dies schriftlich
verfügt hat und der Besitzer des Grund-
stücks damit einverstanden ist.30

Dass die gesetzliche Verordnung des Fried-
hofszwangs nicht weltanschaulich neutral
ist, sondern auf christlichen Glaubensvor-
stellungen beruht, zeigt ein kurzer Blick in
die Geschichte. In der römischen Antike
waren Feuerbestattungen üblich, wobei
die wohlhabenderen Familien die Asche
ihrer Verstorbenen auf dem eigenen Grund-
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stück bewahrten. Dies änderte sich erst
mit der Machtübernahme des Christen-
tums, das die Feuerbestattung vehement
ablehnte. Grundlage dafür war der christ-
liche Glaube an die „leibliche Auferstehung
der Toten“, die bis zum Tag des „Jüng-
sten Gerichts“ in „geweihter Erde“ ruhen
sollten.
Die Ablehnung der Feuerbestattung wur-
de von beiden Kirchen bis weit ins 20.
Jahrhundert hinein aufrechterhalten, letzt-
lich aber waren sie machtlos gegenüber
dem zunehmenden Trend der Säkularisie-
rung, der auch die Bestattungskultur in
Deutschland revolutionierte. So ist der
Anteil der Feuerbestattungen seit 1960 von
10 Prozent auf 64 Prozent gestiegen.31

Man erkennt hieran deutlich, dass sich die
genuin christliche Bestattungskultur auf
dem absteigenden Ast befindet. Geblie-
ben ist jedoch der christlich inspirierte
Friedhofszwang, der für Feuerbestattun-
gen, bei denen nun wahrlich kein Fried-
hof erforderlich wäre, im gleichen Jahr ein-
geführt wurde wie der Eintrag der Kon-
fessionszugehörigkeit auf der Lohnsteu-
erkarte.
Das 1934 von Hitler und Frick unterzeich-
nete Gesetz zur Feuerbestattung wurde
nach dem Krieg zur Grundlage der Be-
stattungsgesetze der Bundesländer, die den
Friedhofszwang bis zum heutigen Tag auf-
rechterhalten. Rationale, evidenzbasierte,
weltanschaulich neutrale Gründe gibt es
dafür nicht.32  Verfechter des Friedhof-
zwangs behaupten zwar, dass er der „Men-
schenwürde des Verstorbenen“ geschul-
det sei, aber dies stimmt nur unter der
Voraussetzung eines christlich-essentiellen
Würdebegriffs, den der Rechtsstaat nicht
zur Grundlage seiner Gesetze machen darf.
Deshalb ist es auch keineswegs würde-
voll, sondern vielmehr eine Anmaßung des

Staates, wenn er aus rechtlich nichtigen
Gründen den letzten Willen einer Person
missachtet. Fazit: Wie so viele andere
rechtliche Normen unseres Staates beru-
hen auch die bestehenden Bestattungsge-
setze letztlich auf einem weltanschaulich
parteiischen, vordemokratischen Rechts-
verständnis, das dringend einer Korrek-
tur bedarf.

Teil 2: Möglichkeiten der Rechtsre-
form – Vom weltanschaulich neutralen
Staat und dem falsch verstandenen
„Gewissen“ der Parlamentarier
Unsere kleine Expedition von der Wiege
bis zur Bahre (und darüber hinaus) hat
gezeigt, dass unser Leben noch immer in
erstaunlichem Maße von Gesetzen be-
stimmt wird, die dem Gebot der weltan-
schaulichen Neutralität des Staates wider-
sprechen. Um diesen Missstand zu behe-
ben, bedarf es dreier wesentlicher Schrit-
te: Erstens sollte der „blinde Fleck des
deutschen Rechtssystems“ als solcher er-
kannt und wissenschaftlich analysiert wer-
den, zweitens müsste das Gebot der Neu-
tralität in der Rechtsprechung größere Be-
achtung finden und drittens (und das ist
wohl die härteste Nuss, die zu knacken
ist) müsste sich die Rechtspolitik dahin-
gehend ändern, dass keine neuen Gesetze
mehr verabschiedet werden, die gegen das
Gebot der weltanschaulichen Neutralität
verstoßen, und dass bestehende Gesetze,
die mit diesem Makel behaftet sind, ent-
sprechend revidiert werden. Ich möchte
auf diese drei Punkte nachfolgend kurz
eingehen.

1. Die rechtswissenschaftliche Analyse
des „blinden Flecks“
Eine an weltanschaulicher Neutralität aus-
gerichtete Rechtswissenschaft verlangt
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eine neutrale Begriffsbildung. Bedauerli-
cherweise hat die inhaltliche Fixierung auf
die beiden christlichen Großkirchen zu ei-
ner religionsfixierten Terminologie geführt,
was sich in Begriffen wie „Religionsrecht“,
„Staatskirchenrecht“ oder „Religionsver-
fassungsrecht“ äußert, die religiösen Welt-
anschauungen schon sprachlich eine Son-
derstellung einräumen – inhaltlich ist dies
ohnehin oft der Fall, wie Gerhard Czer-
mak in seinen zahlreichen Veröffentlichun-
gen aufgezeigt hat.33

Immerhin: Für das terminologische Pro-
blem gibt es eine einfache Lösung. Denn
das Wort „Weltanschauung“ umfasst als
Oberbegriff sowohl religiöse wie nicht-re-
ligiöse Sinndeutungssysteme. Es wäre be-
reits ein erster Schritt in Richtung einer
neutraleren Rechtswissenschaft, wenn
künftig nicht mehr von „Religionsrecht“,
sondern von „Weltanschauungsrecht“ ge-
sprochen würde. Doch was genau ist mit
diesem Begriff gemeint? Das Institut für
Weltanschauungsrecht (ifw) definiert ihn
wie folgt:

Der juristische Fachbegriff „Weltanschauungs-
recht“ kennzeichnet die Gesamtheit aller staatli-
chen Normen, Einrichtungen und Handlungen,
die das Recht auf Weltanschauungsfreiheit be-
treffen. Das Recht auf Weltanschauungsfreiheit
umfasst dabei nicht nur das Recht, sich zu einer
religiösen oder nichtreligiösen Weltanschauung zu
bekennen, sondern auch die Freiheit, das eigene
Leben nach diesen weltanschaulichen Überzeu-
gungen zu gestalten, sofern dadurch keine Rechte
Dritter verletzt werden.34

Von dieser Prämisse ausgehend sollte, wie
ich meine, eine der vornehmsten Aufga-
ben der Rechtswissenschaft darin beste-
hen, die deutsche Rechtsordnung syste-
matisch dahingehend zu untersuchen, ob
die Weltanschauungsfreiheit aller Bürge-
rinnen und Bürger im Rahmen der staat-

lichen Normen, Einrichtungen und Verfah-
rensweisen in angemessener Weise berück-
sichtigt wird oder nicht. Dies könnte in
der Tat ein wunderbarer Stoff für unzähli-
ge Facharbeiten und Dissertationen auf
nahezu allen juristischen Fachgebieten
sein, vom Straf-, Verfassungs- und Ver-
waltungsrecht über das Zivilrecht bis hin
zum Arbeits- und Steuerrecht und natür-
lich auch auf den Gebieten der Rechtsphi-
losophie, Rechtsgeschichte und Rechts-
soziologie.
In diesem Zusammenhang wäre es viel-
leicht auch lohnend, das viel zitierte und
häufig fehlinterpretierte Böckenförde-Dik-
tum („Der freiheitliche, säkularisierte Staat
lebt von Voraussetzungen, die er selbst
nicht garantieren kann“)35  kritisch gegen
den Strich zu bürsten. Denkbar wäre zum
Beispiel dieses „alternative Diktum“: „Der
freiheitliche, säkularisierte Staat darf sich
nicht auf Voraussetzungen berufen, die
er nicht selbst geschaffen hat, sofern dies
zur illegitimen Einschränkung bürgerli-
cher Freiheiten führt.“ Mir scheint, dass
ein solches Diktum den Vorteil hätte, die
Idee des Gesellschaftsvertrages stärker
zur Geltung zu bringen, die dem moder-
nen Rechtsstaat zugrunde liegt. Denn die-
ser setzt nun einmal zwingend voraus,
dass die normativen Werte des Zusam-
menlebens nicht durch „höhere“ (religiö-
se) Instanzen vorgegeben sind, sondern
unter den Gesellschaftsmitgliedern ratio-
nal, fair und demokratisch ausgehandelt
werden.36

2. Die Verbesserung der Rechtsprechung
Bemerkenswert viele Gerichtsurteile, die
ich in den letzten Jahren lesen musste, ha-
ben mich einigermaßen erschüttert. Denn
allzu häufig orientierten sich die Urteils-
begründungen eng am konkreten Text der
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betroffenen Einzelnormen sowie an vor-
angegangenen, oft weit in der Vergangen-
heit angesiedelten Urteilen anderer Gerich-
te, ohne dass diese Einzelnormen und
Entscheidungen in Beziehung zu den hö-
herrangigen Rechtsordnungen, etwa der
Verfassung oder der Europäischen Men-
schenrechts-Konvention (EMRK) gesetzt
wurden. Eine solche Arbeitsweise ist nicht
nur rechtsphilosophisch problematisch,
sie verstärkt den Trend, überkommene
(d.h. weltanschaulich parteiische) Wertvor-
stellungen unreflektiert von einer Richter-
generation zur nächsten zu übertragen.
Hiergegen sind selbst höhere und höchste
Gerichte nicht gefeit. Man denke nur an
die Verteidigung des § 175 StGB durch
das Bundesverfassungsgericht im Jahr
1957. Das oberste deutsche Gericht, das
acht Jahre später verdienstvollerweise auf-
zeigte, dass der Staat als „Heimstatt aller
Bürger“ zu „weltanschaulicher Neutralität“
verpflichtet ist (BVerfGE 19, 206), recht-
fertigte damals noch die staatliche Schwu-
lenverfolgung mit dem Argument, dass sie
die „sittlichen Anschauungen des Volkes“
schütze, wobei das Gericht ausdrücklich
auf die Lehren der „beiden großen christ-
lichen Konfessionen“ verwies (BVerfGE
6, 389).
Heute gehen die meisten deutschen Rechts-
expertinnen und Rechtsexperten davon
aus, dass diese höchstrichterliche Verur-
teilung der sogenannten „gleichgeschlecht-
lichen Unzucht“ schon zum damaligen
Zeitpunkt verfassungswidrig war. Aber das
heißt nicht, dass ähnliche Fehler nicht auch
heute passieren würden. Sie entstehen näm-
lich immer dann, wenn das Recht auf
Weltanschauungsfreiheit, also das Recht
des Menschen, sein Leben den eigenen
Vorstellungen gemäß zu gestalten, von
staatlicher Seite in illegitimer Weise be-

schnitten wird, d.h. ohne dass für eine
solche Freiheitsbeschränkung rationale,
evidenzbasierte und weltanschaulich neu-
trale Gründe vorliegen.
Es ist zu hoffen, dass eine stärkere Fo-
kussierung dieser Aspekte in der univer-
sitären Lehre zu einer Reduzierung der
Fehlleistungen in der Praxis beitragen wird.
Im Idealfall sollten sich Richterinnen und
Richter schon in den unteren Instanzen
weit stärker als bisher um eine verfas-
sungskonforme, und das heißt nicht zu-
letzt auch: um eine weltanschaulich neu-
trale Auslegung der juristischen Einzel-
normen bemühen – und für den Fall, dass
eine solche Auslegung nicht möglich er-
scheint, mithilfe einer sogenannten „Rich-
tervorlage“ ein konkretes Normenkontroll-
verfahren (nach Art. 100 GG) einleiten, um
die Verfassungskonformität einer Rechts-
norm überprüfen zu lassen.
Auf diese Weise wie auch durch entspre-
chende Musterprozesse, wie sie derzeit
vom Institut für Weltanschauungsrecht
(ifw) geführt werden, könnte das Rechts-
system durchaus in Richtung größerer
Neutralität reformiert werden. Letztlich
aber bleibt die Rechtsprechung natürlich
an die parlamentarisch verabschiedeten
Gesetze gebunden, womit wir zum drit-
ten und wahrscheinlich heikelsten Punkt
der Agenda kommen, nämlich dem Ge-
biet der Rechtspolitik.

3. Eine Rechtspolitik auf dem Boden
der Verfassung
Wenn Politikerinnen und Politiker merken,
dass ihnen die Sachargumente ausgehen,
wenn sie keine Möglichkeit mehr sehen,
ihre Positionen rational zu begründen, dann
greifen sie gerne auf eine Rechtfertigungs-
strategie zurück, mit deren Hilfe sie sich je-
der weiteren Diskussion entziehen können.
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Die hierbei zum Einsatz kommende „Argu-
mentation zur Beendigung aller Argumenta-
tion“ ist erstaunlich effektiv. Sie kann u.a.
die folgende Gestalt annehmen: „Was Sie
da vortragen, Herr X oder Frau Y, ist si-
cherlich gut durchdacht. Aber wie Sie ja
wissen, bin ich als Parlamentarier/in von
der Verfassung her allein meinem Gewissen
verpflichtet – und ich bin nun einmal Ka-
tholik/in. Deshalb haben Sie bitte Verständ-
nis dafür, dass ich Ihren Argumenten, so
vernünftig sie auch klingen mögen, aus Ge-
wissensgründen nicht folgen kann!“
Mir ist diese Rechtfertigungsstrategie, die
gerne auch in deutlich unhöflicherer Form
vorgetragen wird („Was fällt Ihnen ein? Ich
bin Christ/in – und lasse mir von Ihnen doch
nicht in meine freie Gewissensentschei-
dung hineinreden!“), in den letzten Jahren
immer wieder begegnet.37  Sie ist die letz-
te Bastion, hinter der sich diejenigen ver-
schanzen können, die sich mit rationalen
Argumenten nicht weiter auseinanderset-
zen möchten. Sie ist zugleich auch die gro-
ße, schier unüberwindliche Hürde, an der
all diejenigen immer wieder scheitern, die
meinen, dass rationale Argumente in der
Politik eine bedeutendere Rolle spielen
sollten. Es lohnt sich also, die entspre-
chenden Bestimmungen der Verfassung
etwas genauer zu betrachten.
Nach Art. 38 Abs. 1 GG sind die Abgeord-
neten des Deutschen Bundestages „Vertreter
des ganzen Volkes, an Aufträge und Wei-
sungen nicht gebunden und nur ihrem Ge-
wissen unterworfen“. Besonders bei ethisch
umstrittenen Gesetzgebungsverfahren, etwa
der Frage nach der Zulässigkeit der Präim-
plantationsdiagnostik oder des ärztlich as-
sistierten Suizids, wird dieser Aspekt der Ge-
wissensentscheidung gerne in den Vorder-
grund gerückt und die im Bundestag vor-
herrschende Fraktionsdisziplin aufgegeben.38

So sehr eine solche Lockerung der Frak-
tionsdisziplin zu begrüßen ist, so konster-
niert ist man, wenn man erfährt, was viele
MdBs unter einer „Gewissensentschei-
dung“ verstehen. Wohl aufgrund der reli-
giösen Konnotation des Wortes „Gewis-
sen“ meinen sie, dass sie ihre politische
Entscheidung auf der Basis ihres persön-
lichen Glaubens treffen müssten. Damit
jedoch verfehlen sie ihren verfassungsge-
mäßen Auftrag in fataler Weise. Denn Art.
38 Abs. 1 GG zielt keineswegs auf das
private, womöglich gar religiös aufgelade-
ne Gewissen des Abgeordneten ab, son-
dern auf das professionelle Gewissen ei-
nes Berufspolitikers, der seine Entschei-
dungen „nach bestem Wissen und Gewis-
sen“ treffen sollte.
Die Verfassung fordert hier, so die einhel-
lige Meinung aller Grundgesetz-Kommen-
tatoren, nichts anderes als ein „gewissen-
haftes Erledigen der Pflichten“, die aus
der besonderen Verantwortung eines ge-
wählten Volksvertreters entstehen. Dabei
geht es eben nicht um eine religiöse „Ver-
antwortung vor Gott“, sondern um die
politische Verantwortung gegenüber den
Menschen, deren Interessen im Parlament
vertreten werden, sowie um die rechts-
staatliche Verantwortung gegenüber den
Vorgaben der Verfassung, die in jeder par-
lamentarischen Entscheidung zu berück-
sichtigen sind. Bezogen auf unser Thema
heißt dies: Die Berufung auf das „Gewis-
sen“ in Art. 38 Abs. 1 GG hat mitnichten
die Funktion, die Abgeordneten von dem
Gebot der weltanschaulichen Neutralität
zu befreien, sondern will sie vielmehr an
ebendieses Gebot erinnern – und zwar
gegebenenfalls in deutlicher Abgrenzung
gegenüber weltanschaulich parteiischen
Vorgaben der eigenen Fraktion.
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Dass die Rechtfertigungsstrategie, auf die
christliche Parlamentarierinnen und Parla-
mentarier zur Verteidigung einer weltan-
schaulich parteiischen Politik zurückgrei-
fen, noch immer funktioniert, liegt daran,
dass in der Öffentlichkeit kaum jemals
darüber gesprochen wurde, was die Be-
rufung auf das „Gewissen“ in der Verfas-
sung bedeutet – und was eben nicht. Wer
weiß denn schon, dass die „Gewissens-
formel“ im Grundgesetz (bzw. in der Wei-
marer Verfassung) nicht auf einen Kirchen-
funktionär, sondern auf den Vorschlag des
Sozialisten Oskar Cohn (Mitglied der
USPD-Fraktion in der Weimarer National-
versammlung) zurückgeht? Selbstverständ-
lich beabsichtigte Cohn damit keineswegs
eine religiöse Fundierung der Politik, er
wollte vielmehr die Verpflichtung der Par-
lamentarier auf das Gemeinwohl und die
Verfassung etwas „kerniger“ und „volks-
tümlicher“ formulieren.39  Hätte Cohn ge-
ahnt, dass ausgerechnet seine „Gewissens-
formel“ ein Jahrhundert später von Abge-
ordneten missbraucht würde, um ihre pri-
vaten Glaubensüberzeugungen über das
Gemeinwohl und die Verfassung zu stel-
len, hätte er seinen Vorschlag vermutlich
sofort wieder zurückgezogen.
Zugegeben: Wahrscheinlich sind sich die
meisten Politikerinnen und Politiker in die-
sem Zusammenhang keinerlei Schuld be-
wusst. Schließlich ist der Beruf des Politi-
kers kein klassischer Ausbildungsberuf,
dessen Ausübung ein geregeltes Maß an
professionellem Know-how voraussetzen
würde. Umso wichtiger ist es daher, dass
nicht nur die Dritte Gewalt, die Judikati-
ve, rechtsstaatlich fehlerhafte Gesetze zu-
rückweist, sondern dass auch die soge-
nannte „Vierte Gewalt“, die „Publikati-
ve“, die Einhaltung des Gebots der welt-
anschaulichen Neutralität einfordert und

sich durch irrige Gewissensbezeugungen
nicht weiter vorführen lässt.40

Ich bin mir sicher: Wenn politische Jour-
nalistinnen und Journalisten ihren Job mit
größerer Sachkenntnis und Entschieden-
heit erledigen würden, wäre das Bundes-
verfassungsgericht heute sehr viel seltener
damit beschäftigt, über missglückte Ge-
setze zu entscheiden. Zum aktuellen Ver-
fahren über die Verfassungsmäßigkeit des
„Sterbehilfeverhinderungsgesetzes“ § 217
StGB wäre es unter dieser Voraussetzung
wohl gar nicht erst gekommen. Denn ein
derart irrationales, kontrafaktisches und
weltanschaulich parteiisches Gesetz hätte
im Zuge einer halbwegs seriösen und in-
formierten öffentlichen Debatte niemals
eine parlamentarische Mehrheit gefunden.
Aktuell bewegt sich die „politische Klas-
se“, von der Helmut Schmidt so häufig
sprach, leider noch in einer künstlichen
Filterblase. Der starke Lobbyismus christ-
licher (und mittlerweile auch islamischer)
Verbände hat dazu geführt, dass Politike-
rinnen und Politiker religiösen, also welt-
anschaulich parteiischen Positionen weit
größere Bedeutung zumessen, als dies in
der Zivilgesellschaft zu beobachten ist. Sie
agieren weiterhin so, als würden wir noch
immer in einer „Kirchenrepublik Deutsch-
land“ leben.41

Inzwischen aber ist der Bevölkerungsan-
teil der „praktizierenden Gläubigen“, also
derjenigen, die mindestens einmal im Mo-
nat eine Kirche, Synagoge oder Moschee
besuchen, auf magere 12 Prozent zurück-
gegangen.42  Und angesichts der stabilen
weltanschaulichen Trends der letzten Jahr-
zehnte ist davon auszugehen, dass die Deut-
schen schon innerhalb der nächsten zehn
bis zwanzig Jahre mehrheitlich keiner Re-
ligionsgemeinschaft mehr angehören wer-
den. In absehbarer Zeit werden politische
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Mehrheiten also nur noch im Einklang mit
den Interessen der konfessionsfreien Bür-
gerinnen und Bürger gebildet werden
können – nicht mehr gegen ihre Interes-
sen. Die Partei, die dies als erste erkennt
und in politische Programmatik übersetzt,
hat beste Karten für die Zukunft.
Spätestens dann wird der „blinde Fleck
des deutschen Rechtssystems“ nicht mehr
zu ignorieren sein, spätestens dann wer-
den all die Gesetze fallen, die gegen die
Anforderung einer rationalen, evidenzba-
sierten und weltanschaulich neutralen Be-
gründung verstoßen. Bis dahin aber wer-
den tragischerweise viele Bürgerinnen und
Bürger unter dem bestehenden Unrecht zu
leiden haben – etwa weil sie auf dem Ar-
beitsmarkt diskriminiert werden oder weil
sie am Ende ihres Lebens keine Ärztinnen
oder Ärzte finden, die ihnen in ihrem
Wunsch nach einem friedlichen, selbstbe-
stimmten Tod beiseite stehen könnten.
Ich hatte an den Anfang dieses Textes ein
Zitat von Charles Darwin gestellt, der mein-
te, nichts sei beständiger als der Wandel.
Dieses Wort trifft selbstverständlich auch
auf das deutsche Rechtssystem zu. Das
zeigt sich u.a. darin, dass die staatliche
Schwulenverfolgung nach dem 2. Welt-
krieg, welche von führenden Juristen lan-
ge Zeit verteidigt wurde, heute von nahe-
zu allen Rechtsexpertinnen und Rechts-
experten als Unrecht gewertet wird. Aller-
dings kommt diese Erkenntnis für die Be-
troffenen um Jahrzehnte zu spät! Hinter
ihren subjektiven Tragödien verbirgt sich
ein objektives Staatsversagen, das nicht
verdrängt werden sollte. Denn ein Rechts-
staat, der diesen Namen verdient, kann es
sich nicht leisten, Unrechtsbestimmungen
erst ein halbes Jahrhundert später zu be-
seitigen!

Deshalb gilt es heute, den Wandel des
Rechtssystems zu beschleunigen – nicht
nur, aber eben auch im Hinblick auf eine
stärkere Berücksichtigung des Gebots der
weltanschaulichen Neutralität. Dieses für
den liberalen Rechtsstaat zentrale Thema
wurde viel zu lange ignoriert. Es ist an der
Zeit, dies zu korrigieren.

Anmerkungen
1 Der vorliegende Text beruht auf einem Vortrag,
den der Verfasser am 16. Februar 2018 auf dem
Symposium „Strafrecht und Weltanschauung“ an-
lässlich des 80. Geburtstags des emeritierten Straf-
rechtslehrers Prof. Dr. Rolf Dietrich Herzberg ge-
halten hat. Weitere Referenten auf dem Symposium
an der EBS Law School Wiesbaden waren u.a. die
Juristen Prof. Dr. Reinhard Merkel, Prof. Dr. Holm
Putzke, Prof. Dr. Jörg Scheinfeld sowie die wissen-
schaftliche Koordinatorin des Instituts für Weltan-
schauungsrecht (ifw), Dr. Jacqueline Neumann.
2 Charles Darwin: „Nichts ist beständiger als der
Wandel“: Briefe 1822-1859. Herausgegeben von
Frederick Burkhardt. Frankfurt a. M. 2008.
3 Die von dem Sozialwissenschaftler Carsten Frerk
geleitete Forschungsgruppe bietet auf ihrer Website
umfangreiche Statistiken zur weltanschaulichen Ver-
fasstheit der Gesellschaft. Zum nachfolgenden ge-
schichtlichen Überblick siehe vor allem Carsten
Frerk: Deutschland. Die Konfessionen (www.
fowid.de, 15.1.2018).
4 Vgl. fowid: Religionszugehörigkeiten in
Deutschland 2016 (www.fowid.de, 4.9.2017).
5 Ebenda. In diesem Zusammenhang muss allerdings
berücksichtigt werden, dass die nominelle Mitglied-
schaft in einer Religionsgemeinschaft nichts darüber
aussagt, ob die betreffende Person ihren Glauben
wirklich praktiziert.
6 Viele Aspekte des Lebens lasse ich dabei unbe-
rücksichtigt, etwa jene, die man dem Bereich der
Freizeitgestaltung zuordnen könnte. Allerdings
wäre es mühelos möglich, nachzuweisen, dass bei-
spielswiese auch die deutschen Mediengesetze, die
Feiertagsgesetze oder gesetzlichen Bestimmungen
zum „Drogenschutz“ nicht rational, evidenzbasiert
und weltanschaulich neutral gehalten sind, sondern
auf religiösen Prämissen gründen, die ein moderner
Rechtsstaat nicht zur Grundlage seiner Gesetzge-
bung machen darf.
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7 Dies sind gewissermaßen die Kernprinzipien der
„Liberalen Rechtstheorie“, vgl. den entsprechenden
Eintrag in Gerhard Czermak: Religion und Welt-
anschauung in Gesellschaft und Recht: Ein Le-
xikon für Praxis und Wissenschaft. (Onlineversi-
on auf www.weltanschauungsrecht.de) sowie das
Grundlagenwerk von Stefan Huster: Die ethische
Neutralität des Staates. Eine liberale Interpre-
tation der Verfassung. Tübingen 2017. Zur Not-
wendigkeit einer rationalen, evidenzbasierten und
weltanschaulich neutralen Rechtsbegründung siehe
auch Michael Schmidt-Salomon: Die Grenzen der
Toleranz. Warum wir die offene Gesellschaft
verteidigen müssen. München 2016.
8 Zwar kann man einen Embryo als „potentielle
Person“ verstehen, aber auf dieser „Potentialität“
lassen sich keine Rechte begründen. Der logische
Fehlschluss liegt auf der Hand: Aus der Annahme,
dass ein X ein potentielles Y ist, ergibt sich keines-
wegs, dass X bereits die Rechte von Y besitzt. So
sind Jura-Studenten „potentielle Richter“ und Me-
dizinstudentinnen „potentielle Ärztinnen“, doch das
heißt keineswegs, dass sie bereits das Recht haben,
den Beruf des Richters bzw. der Ärztin auszuüben.
Auch ist jeder, der Lotto spielt, ein „potentieller
Lottogewinner“, und jeder, der eine Waffe besitzt,
ein „potentieller Mörder“ – doch ist dies kein hin-
reichender Grund dafür, einer Person den Jackpot
auszuzahlen oder sie hinter Gitter zu bringen.
9 Amtsgericht Gießen, Urteil vom 24.11.2017 (Az.:
507 Ds 501 Js 15031/15).
10 Vgl. hierzu auch Jacqueline Neumann: Strafpro-
zess wegen Informationsrecht zum Schwanger-
schaftsabbruch in Gießen – ifw: § 219a StGB
verfassungswidrig (www.weltanschauungsrecht.
de, 23.11.2017).
11 Zu dieser gesetzlich geforderten Aufklärungspflicht
gehört neben einer verständlichen Erörterung der
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Editorial
Die politische Freiheit gehört nicht zu den Dingen, die man dauerhaft besitzen kann. Sie
muss ständig neu erkämpft und durch Institutionen gesichert werden. Sie verlangt Enga-
gement und zur rechten Zeit auch Opferbereitschaft, will man nicht selber eines Tages
das Opfer politischer Gewalt sein.
Freies Denken und rationales Handeln werden heute von drei Seiten zugleich angegrif-
fen oder unterminiert: Auf der materiellen Ebene verdrängen Gewalt oder Gewaltan-
drohung zunehmend das rationale Ringen um Kompromisse. Auf der geistigen Ebene
vergrößert sich die Schar der Relativisten und Nihilisten, die die Suche nach Wahrheit
aufgegeben haben und vernünftige Argumente als Rhetorik und Propaganda betrachten.
Die Dritten im Bunde unkritischer Irrationalisten sind jene Dogmatiker und
Fundamentalisten, die sich im Besitz der Wahrheit glauben und sich seit jeher die Ohren
gegen jedes bessere Argument verstopfen.
Die Anhänger von Gewalt haben erreicht, dass in einigen Teilen Europas sich wieder
Nationalismus und Fremdenhass breitmachen. Die Fundamentalisten sorgen dafür, dass
allenthalben neue Religionen und Okkultismus Zulauf finden. Die postmodernen Nihili-
sten liefern diktatorischen Systemen die Ideen, mit denen die Forderung nach mehr
Menschenrechten als eurozentrisches Vorurteil zurückgewiesen werden kann.
Aufklärung und Kritik ist eine Absage an Gewalt, Fundamentalismus und Nihilismus.
Sie will der "Gleich-Gültigkeit" aller Meinungen und Werte, die zur politischen Gleichgül-
tigkeit führt, genauso entschieden entgegentreten wie dem blinden Engagement für ir-
gendwelche Überzeugungen.
Im Kleinen möchte sie demonstrieren, dass die verschiedensten Meinungen hören muss,
wer die beste auswählen oder zu ganz neuen Ansichten kommen will. Daher werden hier
außer Fachleuten aus Philosophie, Politik und anderen Bereichen auch die zu Worte
kommen, die sich mit den Lehren der Denker kritisch auseinandersetzen und sie zu
leben versuchen.
Aufklärung und Kritik sieht sich einer der ältesten Traditionen der Menschheit ver-
pflichtet – älter als Christentum und Islam –, nämlich der Tradition des kritischen Den-
kens, das sich bis in die Zeit der frühesten griechischen Philosophen zurückverfolgen
lässt.
Kritisches Denken will die Menschen dazu bringen, von sich aus jegliche Bevormundung
religiöser oder säkularer Art zurückzuweisen und die Verantwortung für ihr Leben selber
in die Hand zu nehmen; sich von Abhängigkeiten aller Art zu befreien; aber auch die
Augen vor den eigenen Fehlern nicht zu verschließen, sondern gerade aus diesen zu
lernen, wie ein besseres Leben möglich ist.
Aufklärung und Kritik sind nicht Modeerscheinungen. Daher sind sie nicht an Epochen
gebunden, sondern immer wieder neu zu belebende Elemente der Menschheitsgeschichte.
Die Ideale einer zweieinhalbtausendjährigen Aufklärung sind zum zeitlosen Besitz der
Menschheit geworden. Ihre Realisierung wird von fast allen Völkern der Welt, wenn auch
nicht von deren Herrschern, angestrebt: Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit, Rechtsstaat-
lichkeit, Gewaltenteilung und Demokratie; der Glaube an die problemlösende Macht der
Vernunft, Erziehung und Wissenschaft; der Wille zu unblutigen Gesellschafts- und Staats-
reformen; die Kritik der Religionen, sofern sie uns bevormunden, verbunden aber mit
dem Toleranzgedanken.
Zu den Denkern dieser Tradition zählen unter vielen anderen Sokrates, Demokrit und
Epikur genauso wie Spinoza, Erasmus, Hume, Voltaire, Smith und Kant. Auch nach der
"Aufklärung" des 18. Jahrhunderts blieb die Idee von Aufklärung und Kritik lebendig durch
Bentham, Schopenhauer, Feuerbach, Marx, Mill, Nietzsche, Dewey, Darwin, Russell,
Karlheinz Deschner u.a. In unserer Zeit erfuhr sie erneut einen Aufschwung durch die
Philosophen des Wiener Kreises und des kritischen Rationalismus, vor allem durch den
österreichisch-englischen Philosophen Karl Raimund Popper.


